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Die neuen Stempelmarken. 
Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 
(Fortſetzung.) 
Die öſterreichiſchen Specialſtempelzeichen. 


Im Gegenſatze zu den bisher erwähnten allgemeinen, d. h. im 
allgemeinen zur Berichtung aller conereten Gebüren geeigneten Werth— 
zeichen — wie hier eingeſchaltet werden ſoll, iſt der Ausdruck allge⸗ 
meine Stempelmarken ſogar officiell im Gebrauch — ſind ſeit 
dem Beſtande der Stempelmarken einige Stempelwerthzeichen entſtauden, 
deren Verwendung auf beſtimmte Kategorien von Gebüren beſchränkt iſt, 
und die daher als beſondere oder Specialſtempelwerthzeichen zu be— 
nennen wären. Hier wird von den Werthzeichen der ſogenannten Ver— 
brauchsſtempel, nämlich des Spielkarten-, Kalender- und Zeitungsſtempels, 
abgeſehen, da dies von den Rechtsgebüren weſentlich verſchiedene Ab— 
gaben ſind, man in der Verwendung der analogen Entrichtungsformen 
Marke und Signatur bei denſelben ebenſo einen Zufall erblicken muß, 
als beiſpielsweiſe in der Verwendung von Marken zur Entrichtung des 
Schulgeldes oder der ſtatiſtiſchen Gebür. Im Verhältniß zu den Ver- 
brauchsſtempeln hätte man daher ſowohl die allgemeinen als die 
Specialſtempelzeichen zuſammen als eigentliche Stempelwerthzeichen 
zu benennen. 

Die Eutſtehung der Specialſtempelzeichen knüpft — mit Ausnahme 


ihrer neueſten Bildung, der Effectenumſatzſteuermarken — an den Ge- 


brauch von Blanketten an. Als Blankette bezeichnet man Vordrucke, 
welche den abgeſchliffenen Rahmen für ſolche Urkunden enthalten, die 
im modernen Rechtsverkehre in großer Anzahl und ſtets gleichbleibender 
Geſtalt ausgeſtellt werden. Die Beſtimmungen, welche ſich im Einzelfalle 
ändern, werden handſchriftlich in die hiefür beſonders ausgeſparten Stellen 
ausgeſetzt. Wer ſolche Blankette verwendet, wird dann durch den Vor— 


druck geradezu angeleitet, was noch einzuſetzen iſt. Jedermann kann dem 
nach ſolche Blankette in Gebrauch nehmen, ohne rechtsfreundlicher Hilfe 
zu bedürfen und gewährleiſten dieſelben gleichzeitig, daß kein eſſentielles 
Moment des Geſchäftes überſehen werde. Dieſe Vortheile der Blankette 
im Verein mit ihrer Ueberſichtlichkeit und der bequemen Verwendung 
machen ihren Gebrauch zu einem fo ausgebreiteten, daß die Stempel— 
vorſchriften dem ſchon früh Rechnung trugen, und zwar ſchon zur Zeit 
des Stempelpapieres in der Geſtattung, ſolche Druckſorten mit dem Er 
füllungsſtempel zu verſehen und an das Publicum zu veräußern; auf 
dieſe Weiſe ſuchten nämlich ſchon damals die Verſchleißer der Bequem⸗ 
lichkeit ihrer Kunden entgegenzukommen. Dieſer Blankettenhandel hörte 
natürlich auf, als mit der Einführung der Stempelmarken am 31. De- 
tober 1854 alle die Erfüllungsſtempelung beſorgenden Stempelämter 
geſchloſſen wurden. Wohl konnten die Parteien auch jetzt noch Blankette 
verwenden, bei deren Ausfüllung hatten ſie aber eben Stempelmarken in 
vorſchriftsmäßiger Weiſe anzubringen und zu entwerthen. Es beſtand 
jedoch nicht nur das Bedürfuiß weiter, den Parteien für dieſe Fülle die 
Scherereien der Stempelung abzunehmen (und war dies nach wie vor 
dadurch ermoglicht, daß die Gebürenpflicht ſolcher Urkunden entweder ſtets 
gleich bleibt, oder nur ganz wenige Sätze beſitzt), ſondern es ergab ſich 
jetzt auch noch ein weiteres Moment, welches eine ſolche neuartige Vor— 
rathsſtempelung ſehr wünſchenswerth erſcheinen ließ. Die Gebüren— 
entrichtung mittels Stempelmarken iſt nämlich keine ſo einfache und leichte 
Sache, als man glauben möchte. Beim Stempelpapier beſchräukte ſich 
die Entwerthung auf das Beſchreiben des Papiers mit dem rechtlich 
relevanten Acte, alſo auf einen Vorgang, der beſorgt wurde, ohne daß 
man hiebei an Stempel und Abgabenentrichtung dachte. Jetzt erfordert 
dieſe Entrichtung außer der Papierbeſchreibung noch beſondere, für manche 
Fälle verſchieden geſtaltete und nicht unſchwer zu Irrthümern Veranlaſſung 
gebende Proceduren mit der Marke ſelbſt. Allen dieſen Gefahren und 
ihren oft höchſt empfindlichen Folgen entgeht man, wenn das Blankett 
in einer Weiſe mit dem Stempelzeichen ausgeſtattet wird, daß es hie— 
durch gleichſam die Eigenſchaft eines Stempelpapiers erhält, d. h. daß 
die Abgabenentrichtung (ſchon und blos) durch die beſtinnnungsmäßige Ver— 
wendung des Blanketts bewirkt wird, ohne daß es einer ſpeciellen Ent— 
werthung des Stempelzeichens bedürſte. 

Dies vermehrte Bedürfniß führte zur Repriſtinirung der Stempel— 
blanketle zunächſt auf jenem Gebiete, wo die Strenge des Rechtes und 
Heiklichkeit der Form ganz handſchriftliche Urkunden ſchon ſeit jeher zu 
außerordentlichen Seltenheiten gemache hat: nämlich im Wechſelver 
kehre. 


a) Die Wechſelblankette. 


Es war gerade ein Monat nach der Schließung der Stempel— 
ämter verfloſſen, als der Finanzminiſterialerlaß vom 1. December 1854, 
N. G. Bl. Nr. 306, geitattete, daß leere Wechſelblankette mit Stempelmarken 
in den erforderlichen Beträgen beklebt zur Obliterirung der letzteren 
durch ein Gebürenbemeſſungsamt (im allgemeinen Sinne) vorgelegt und 
dann in Verſchleiß gebracht werden können. Das Verkehrsbedürfnis war 
hier zu deutlich, als daß der Staat demſelben nicht bald auch noch weiter 


entgegengefonmen wäre. Dies fand in der Weiſe ſtatt, daß mit Finanz— 
miniſterialerlaß vom 7. März 1860, R. G. Bl. Nr. 62, „zur Erleichterung 
und Sicherung des Wechſelverkehres“ amtliche Wechſelblankette mit ein- 
gedrucktem Stempelzeichen zu facultativem Gebrauche eingeführt 
wurden. Dabei iſt es bis zur Gegenwart geblieben: eine obligatoriſche 
Verwendung dieſer Blankette würde mit dem alteingewurzelten Handels- 
brauche der Verwendung von verſchieden geſtalteten Privatblanketten 
zu kämpfen haben und bei dem nicht durch die Reichsgrenzen ein— 
geſchränkten modernen Umfange des Wechſelverkehres doch noch keine 
Uniformität bewirken. 

Die Wechſelblankette wurden zunächſt in den Gebürenſätzen der älteren 
Scala J emittirt. Es beſtanden daher 19 verſchiedene Appoints (zu 
7, 13, 19, 32, 63 und 94 kr., 1 fl. 25 kr., 2 fl. 50 kr., 3 fl. 75 kr., 
f e e, We een DD, e e., 
20 fl., 22 fl. 50 kr. und 25 fl.). Ungeachtet des facultativen Charakters 
dieſer Blankette verbot der Finanzminiſterialerlaß vom 29. Juli 1861, 
Z. 38.990, den Verſchleißern, andere als dieſe Formulare in deutſcher 
Sprache vorräthig zu halten — und den Aemtern, die Stempelmarken 
auf deutſchen Privatblanketten zu obliteriren, wenn Stempelverſchleißer 
ſolches für ihre Vorräthe begehren ſollten. Auf audersſprachige Blan— 
kette bezog ſich dieſes Verbot nicht. In der Folge haben die amtlichen 
Blankette, insbeſondere ſeitden das Bedürfniß nach andersſprachigen 
Wechſeln durch die Ausgabe italieniſcher, böhmiſcher, polniſcher, ſloveniſcher 
und ſerbo ⸗croatiſcher Blankette Berückſichtigung gefunden hat, ſich fo 
allgemein eingebürgert, daß es vom Verſchleiße von Blanketten mit 
obliterirten Marken überhaupt abgekommen iſt. Die Stempelpflicht der 
Wechſel erfuhr durch das Geſetz vom 29. Februar 1864 eine weſentliche 
Ermäßigung, indem für dieſellen die neue in ihren Gebürenſätzen 
noch heute giltige) Scala I, welche keinen außerordentlichen Zuſchlag 
beſitzt, und damals auf dem Satze von ½¼2 Percent aufgebaut war, 
geſchaffen wurde. Dementſprechend führte der Finanzminiſterialerlaß vom 
29. März 1864, N. G. Bl. Nr. 35, neue Wechſelblankette für die 25 Sätze 
dieſer Scala J bis einſchließlich zum Betrage von 15 fl. ein (5, 10, 
20, 30, 40, 50, 60, 70, 80 und 90 kr., 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 
9, e, i, Be een e 

Es iſt dem Verfaſſer nicht gelungen, Wechſelblankette der beiden 
bisher erwähnten älteſten Emiſſionen zu Geſicht zu bekommen. Die 
Strenge des Wechſelrechtes iſt hier der hinderliche Factor, mit dem der 
Sammler zu kämpfen hat: ausgegoltene Wechſel werden zur Vermeidung 
aller Eventualitäten zumeiſt einfach vernichtet. Da auch die Vorſchriften 
keine Beſchreibung der Stempelzeichen geben, kann darüber gar nichts 
geſagt werden. Das einzige Moment, das angedeutet erſcheint, iſt, daß 
ein Farbunterſchied des Unterdruckes für die Kreuzer- und die Gulden— 
kategorie beſtanden habe; der Finanzminiſterialerlaß vom 28. October 1861, 
R. G. Bl. Nr. 107, bemerkt nämlich bei der Einführung italieniſcher 
Dlaufette, daß zu dieſen für das lombardiſch-venetianiſche Königreich 
die Farben grün und roth und für Dalmatien, Küſtenland, Südtirol, 
Fiume und Wien die Farben grau und braun gewählt worden ſeien. 
Auch im Finanzminiſterialerlaß vom 29. März 1864 wird des für das 
lombardiſch-venetianiſche Königreich feſtgehaltenen Farbenunterſchiedes Er— 
wähnung gethau. 

Von der zweiten Blankettemiſſion angeſangen wird es üblich, 
daß ſchon die Emiſſionsvorſchriften ſelbſt die neuen Ausgaben in aus— 
führlichſter Weiſe beſchreiben. Diesbezüglich herrſcht alſo von jetzt an 
volle Klarheit. Nicht dasſelbe gilt jedoch in einer anderen Richtung, 
nämlich hinſichtlich der einzelnen Appoints, welche in Verſchleiß ſtehen. 
Die Unklarheit in letzterer Beziehung beginnt mit der Finanzminiſterial— 
Kundmachung vom 16. October 1870, R. G. Bl. Nr. 130, welche die 
dritte Wechſelblankettenemiſfion ſchuf. Sie beginnt mit der Beſtimmung, 
daß „anſtatt der mit Verordnung des Finanzminiſteriums vom 7. März 1860, 
3. 772 F. M., eingeführten geänderte gejtempelte Wechſelblankette aller 
Kategorien in Verſchleiß geſetzt“ werden. Da nun die in der Ver— 
orduung vom 7. März 1860 genannten 19 Kategorien bereits durch 
den Finauzminiſterialerlaß vom 29. März 1864 außer Gebrauch geſetzt 
wurden, ſo iſt die Citirung dieſer Verordnung ebenſo verwunderlich, 
wie es andererſeits merkwürdig iſt, daß der zweitgenannte Erlaß hier 
nicht genannt wird. Thatſächlich finden ſich nämlich in der Neuausgabe 
Blankette beider Arten, nämlich ſowohl ſolche in Beträgen der 
neuen Scala 1 bis zu 15 fl., als auch ſolche der älteren Scala J in 
Beträgen bis zu 25 fl. Der Grund für das Fortbeſtehen dieſer letzteren 
Kategorien dürfte wohl darin gelegen geweſen fein, daß die alte Scala 1 
identiſch war mit der neueren Scala II und daß daher Blankette 


mit ſolchen Stempelwerthen ſehr wohl für die der Scala IT unter— 
liegenden Wechſel zu verwenden waren. 

Doch nicht genug an dem. In der Folge führte der Finanz: 
miniſterialerlaß vom 29. Juni 1876, Z. 16.894, geſtempelte und raſtrirte, 
d. h. mit vorgezeichneten Linien für alle handſchriſtlichen Eintragungen 
vorgerichtete Blankette ohne Text ein, die offenbar die Ausfüllung 
in jeder der zahlreichen, in Oeſterreich üblichen Landesſprachen er 
möglichen ſollten. 

Dieſe Einführung fand keinen Anklang und drang nicht in weitere 
Kreiſe, wohl weil ſie der Bequemlichkeit und Rechtsſicherheit zu wenig 
dienten und daher keine raison d’etre hatten. Dieſe raſtrirten Blan— 
kette, deren gleiche Geſtaltung mit den einen Text beſitzenden Wechſel 
formularen ausdrücklich betont wird, wurden nun nicht blos in den 
19 Sätzen der Scala J und den 25 Sätzen der Scala II (zuſammen 
41 Kategorien, da drei Kategorien beiden Scalen gemeinſchaftlich find) 
ausgegeben, ſondern auch in acht weiteren Beträgen (zu 16, 17, 18, 
19, 21, 22, 23 und 24 fl.). Ob dieſer Zuwachs ſchon in den voraus— 
gehenden Emiſſionen ftattgefunden hatte, bleibt unklar. Dieſe raſtrirten 
Blankette wurden durch den Finanzminiſterialerlaß vom 13. De 
cember 1883, Z. 40.433, ohne allgemeine Verlautbarung eingezogen. 
Gleichzeitig wurden die Blankette der Scala II aus dem Verſchleiß 
gezogen. Dies wurde aber auch nicht zur Gänze ausgeführt; denn nicht 
nur ſind die erwähnten acht Ergänzungswerthe auch weiterhin und bis 
zur Gegenwart aufrecht verblieben, ſondern es beſtehen auch gegenwärtig 
noch Blankette in den Sätzen zu 20 und 25 fl., die ehedem der 
Scala II angehörten. So kommt es, daß die heute im Verſchleiß 
befindlichen Wechſelblankette über die aufgeſtellten Sätze der Scala ! 
hinausreichen und von 15 bis 25 ft. noch weitere 10 Kategorien im 
ganzen 35) in ganzen Guldenbeträgen beſitzen. 

Um nun zu der in der Finanzminiſterial-Kundmachung vom 
16. October 1870 beſchriebenen dritten Emiſſion zurückzukehren, iſt 
zu bemerken, daß nicht nur die Blankette hinſichtlich des Papier⸗ 
formates und des Textes der Wechſelurkunde dem Handelsgebrauche ent 
ſprechen, ſondern auch darin eine treffliche Anlehnung an die handels- 
übliche Geſtalt der Wechſelblankette gelegen iſt, daß die gewöhnlich 
den linken Rand des Wechſels einnehmende ornamentale Zeichnung zum 
eigentlichen Stempelzeichen umgeſtaltet wurde. Es iſt dies eine ganz 
neue und Oeſterreich eigenthümliche Geſtaltung des Stempelzeichens die 
Stempelvignette). Ihrer Größe und ihrem Habitus nach war ſie durch 
den disponiblen und nothwendigerweiſe auszufüllenden Raum, ſowie durch 
die erwähnten älteren an gleicher Stelle bei Privatblanketten noch jetzt 
häufig vorkommenden Zeichnungen bedingt. 

Dieſes Stempelbild nimmt den linken Rand des Wechſels (zur 
linken Hand einer ſchreibenden Perſon gedacht) ein. Die gleich dem 
Wechſeltert in Schwarzdruck hergeſtellte Stempelvignette zerfällt in zwei 
durch eine Art Geſims deutlich geſchiedene Theile. Der obere Theil 
beſteht aus dem Medaillonporträt des Kaiſers, das von einem Lorberkranz 
umſchloſſen und von zwei Figuren (Mercur und Induſtrie) gehalten 
wird. Darüber ſchwebt die öſterreichiſche Kaiſerkrone. 

Im unteren Theile der Vignette bildet eine Rankenverzierung 
gleichſam das Fundament. Einerſeits ſtehen nämlich auf ihr zwei ge 
flügelte Greifen, die das goldene mit der Kaiſerkrone bedeckte Wappen— 
ſchild halten, mit ihren Flügeln gleichzeitig aber das die Baſis der 
oberen Vignettenhälfte bildende Geſuns ſtützen. Andererſeits hängen 
davon nach abwärts vermittels eines aus drei Guirlanden und vier 
Ausläuſern gebildeten Blumengehänges zwei runde und ein viereckiges 
Medaillon, in denen die Werthbezeichnung angebracht iſt 

Ueber das ganze (11 Zoll 4 Linien breite, 4 Zoll hohe) Blankett 
bis nahe zum Rande iſt ein aus feinen, dicht nebeneinander von oben 
nach unten verlaufenden geraden Linien gebildeter Unterdruck angebracht. 
In der Mitte des Blanketts bildet dieſer Fond eine kreisrunde, von 
Arabesken umſchloſſene Scheibe mit der Werthangabe. Das weiße Papier 
enthält das Wort „Wechſel“ als Waſſerzeichen; dies iſt bis zur Gegenwart 
ungeändert geblieben und wird dasſelbe Papier auch zu den anders— 
ſprachigen Blanketten verwendet. Ebenſo beſteht bis zur Gegenwart fort, 
daß unterhalb der runden Scheibe des Fonds die Stampiglie des Doppel: 
adlers in Reliefdruck angebracht iſt. 

Bemerkenswerth iſt, daß die officielle Beſchreibung der Vignette 
von einem „gegen links ſehenden Kopfbild“ ſpricht, während in heral 
diſch richtiger Weiſe der Kopf als nach rechts ſtehend (d. h. nach der 
rechten Hand, wenn man ſich in das Bild ſelbſt hineindenkt, bezichungs- 
weiſe ſich als Träger des Schildes vorſtellt) zu bezeichnen wäre. 


Die technische Ausführung der Vignette hielt mit der umbeftreit- | 
baren Schönheit der Ideen nicht gleichen Schritt. Insbeſondere ſind die 
beiden Figuren und das Kopfbilduiß, dem überdies eine ungeeignete 
Wendung gegeben worden war, als unbefriedigend ausgeführt zu be⸗ 
zeichnen. Dies gab die Veranlaſſung, daß mit dem Finanzminiſterjalerlaß 
vom 31. October 1872, R. G. Bl. Nr. 155, als vierte Emiſſion neue 
Wechſelblankette ausgegeben wurden, die ſich von der vorausgehenden 
Emiſſion nur dadurch unterſcheiden, daß die Schrift des Textes und die 
Zeichnung der Vignette reiner und ſchärfer ausgeführt wurde und das 
„Kopfbild Seiner Majeſtät des Kaiſers eine nach innen des Druck⸗ 
bildes gerichtete Stellung erhalten hat“. i 

Die fünfte und ſechste Emiſſion der amtlichen Wechſelblankette 
waren Theilemiffionen: erſtere (F. M. V. vom 21. Jänner 1880, 
R. G. Bl. Nr. 11) betraf nur die Kreuzerkategorien, letztere (F. M. V. 
vom 19. September 1882, R. G. Bl. Nr. 133) nur die Gulden- 
kategorien. 8 ’ u 

Bei der Kreuzerausgabe 1880 iſt eine neue Vignette geſchaffen 
worden, während die 31 em breiten, 12 % hohen Blankette im 
übrigen ungeändert blieben. Nur der Fond iſt inſoferne geändert, als 
er jetzt aus einer von Kreuzen und Roſetten unterbrochenen Verſchlingung 
ſchmaler Bändchen beſteht. Eine Leiſte umgrenzt den Fond nach außen 
und ſcheidet auch den für die Vignette beſtimmten Theil ab, wo ein 
feines ſternartiges Deſſin angebracht iſt. Quer über den für den Text 
beſtimmten Theil geht ein Streifen mit veränderter Zeichnung, deſſen 
Mitte das Medaillon mit der Werthangabe einnimmt. Die Vignette iſt 
ſchmäler als früher. Sie beſteht aus einer, ihre Mitte einnehmenden 
kreisrunden Cartouche, welche die Angabe des Stempelwerthes enthält 
und von der nach oben und unten verſchlungene Epheuranken aus— 
gehen. Oben umſchließen dieſelben den in erheblicher Größe ausgeführten 
Doppeladler, unten ſitzt darin ein Merkur in Knabengeſtalt mit dem 
Schlangenſtab und einem geflügelten Helm. 

Die Guldenausgabe 1882 weicht ſowohl von der vorgeſchilderten 
Krenzeremiſſion, als von der älteren Geſtaltung erheblich ab. 

Der Fond (blau bei deutſchem, grün bei italieniſchem Text) beſteht 
aus einem mittels des Pantographen hergeſtellten Muſter mit recht⸗ 
winklig durchſchlungenen Bändern und Roſetten in den Zwiſchenräumen. 
Der Fond iſt von einer ſpitzenartigen Zeichnung umſäumt. Unter der 
Vignette bildet den Fond eine Gitterzeichuung aus geraden Stäben. Die 
Mitte nimmt ein Medaillon der Werthbezeichnung ein; rechts und 
links davon befinden ſich elliptiſche Medaillons, zu beiden Seiten von 
ſich verjüngenden Roſetten beſetzt. 

Die Vignette ſelbft, unterhalb welcher der Werthbetrag in Worten 
wiederholt wird, iſt aus einer Renaiſſance-Cartouche mit dem Doppel- 
adler gebildet, von der nach oben Renaiſſance-Ornamente ausgehen, und 
an die gleichzeitig zwei Trophäenkränze aufgehängt find, die den Stempel- 
betrag enthalten. Zwiſchen denſelben iſt ein Hermesſtab mit Schlangen: 
gewinde angebracht, der ſich auf ein nach beiden Seiten ſymmetriſch 
auslaufendes Ornament ſtützt. Die ganze Zeichnung iſt fein und locker. 

Die durch die vorgenannten zwei Theilemiſſionen begründete Ver— 
ſchiedenheit der Blankelte für die Krenzer- und Guldenkategorie iſt auch 
von der nächſtfolgenden ſiebenten und letzten Ausgabe (Finanz 
miniſterialerlaß vom 24. November 1888, R. G. Bl. Nr. 174) bei- | 
beibehalten worden. 


Die Fond der Kreuzerblankette hat die Zeichnung der 
Emiſſion 1880 beibehalten, iſt aber jetzt lichtbraun gefärbt. 

Die Viguette iſt ein Viereck von 91ůĩ6⁵n Höhe und 47 mm Breite, 
im Stile der deutſchen Renaiſſance gehalten. Im oberen Theil umgeben 
zwei in Akankhusranken aufgelöste Greifen ein ron der Kaiſerkrone 
bedecktes Medaillon. Dasſelbe beſteht aus einem ſchwarzen Kreisring 
mit der Legende „Stempelbetrag“ „Kreuzer“ in ausgeſparter weißer 
Schrift und der mittleren weißen Kreisfläche mit dem Doppeladler. 

An den erwähnten Ranken hängen zwei die Mitte der Vignette 
einnehmende Trophäenkränze mit Bändern, deren inneren Theil zwei 
Roſetten in den Farben des Fonds und die Werthaugabe ausfüllen, 
während der ſonſtige von der Zeichnung frei bleibende Theil der Vignette 
mit einer feinen horizontalen Schraffirung ausgefüllt iſt. Den unteren 
Theil der Vignette nimmt ein geflügelter Schlangenſtab, und zwei rechts 
und links darunter angebrachte Füllhörner mit Früchten ein. 

Umſchloſſen iſt die Vignette an den ſchmalen Seiten von einfachen 
Stäben, an ihren langen Seiten aber von in der Milte gekehlten 
Akanthusſtäben. 


Bei den Guldenblanketten wurde nur die Vignette ge— 
ändert. Sie iſt ein im Stile der franzöſiſchen Renaiſſauce verziertes 
Viereck vou gleicher Dimenſion, wie jenes der Kreuzerkategorie. Die 
Mitte bildet eine mit Fruchtgehäugen geſchmückte, den Doppeladler ent- 
haltende Cartouche. Darüber befindet ſich die von Strahlen umſchloſſene 
und von Lorbeerzweigen umgebene Kaiſerkrone — darunter aber der 
Merkurſtab, an deſſen Flügeln zwei kleine Schilder mit der Angabe des 
Stempelwerthes hängen. Dahinter befinden ſich Akanthusranken und iſt 
die ganze Vignette von einer ſtabartig gezeichneten, mit Akanthusranken 
verzierten Einfaſſung umgeben. Die Farbenverſchiedenheit des Unter— 
grundes für deutſche und italieniſche Blankette iſt bei der Gulden— 
kategorie beſtehen geblieben. Die Kreuzerblankette aller Sprachen find 
gleich ausgeſtattet. Auch wird auf allen Wechſeln unterhalb der Vignette 
der Werthbetrag in Worten wiederholt. 

Die Stempelvignetten find, wie erwähnt, ein auf öſterreichiſchem 
Boden entitandenes Novum im Stempelweſen. Es könnte ihnen nichts 
an die Seite geſtellt werden, als etwa die ornamentalen Stempelzeichen 
des zweiten Typus der Emiſſionen 1840 und 1850. Durch die wirklich 
künſtleriſche Conception und die muſterhafte Feinheit der Ausführung 
machen dieſe Zeichnungen der k. k. Hof- und Staatsdruckerei, welche ſeit 
dem Jahre 1854 alle Stempelwerthzeichen anfertigt, alle Ehre. Dieſe 
gefällige Ausitattung mag mit die Urſache geweſen fein, daß dieſe 
Blankette, trotzdem ihr Gebrauch nur ein facultativer iſt, allgemeinſte 
Anwendung finden, und für Inlandswechſel nur darum nicht die aus. 
ſchließlich herrſchenden find, weil viele Anſtalten und Firmen es gleichſam 
ihrer kaufmänniſchen Reputation ſchuldig zu fein glauben, nur ihre 
eigenen, ſpeciell angefertigten Blankette (von mitunter alterthümelnder 
Faſſung) zu verwenden. 


b) Die Promeſſenſcheine. 


Nach dem Alter der Einführung ſtehen den Wechſelblanketten unter 
den Stempelganzſachen am nächſten die mit dem Finanzminiſterial⸗ 
erlaſſe vom 23. November 1862, N. G. Bl. Nr. 86, eingeführten Blau— 
kette für Promeſſen (Urkunden über die Veräußerung der Gewinnſt⸗ 
hoffnung von Loſen). Die Blankette ſind auf weißem Papier ohne 
Waſſerzeichen gedruckt. Links vom Text befindet ſich eine verzierte Leiſte 
und weiter am Rande eine Zeichnung, beſtehend aus einer mittleren 


NRoſette, hinter der beiderſeits je zwei, ſich immer mehr verjüngende 


Roſetten hervorkommen. Dieſe Zeichnung iſt jedoch indifferenter Natur. 
Das eigentliche Stempelzeichen zu 50 kr. iſt in der Mitte des oberen 
Randes der ungefähr im Formate von Wechſeln angefertigten Blankette 
angebracht. Es beſteht aus einem Medaillon in Geſtalt einer Muſchel, 
welche die Angabe des Werthbetrages und den Doppeladler enthält. 
Rechts und links hinter derſelben treten je drei ſich ſtets verjüngende 
Roſetten hervor. Dieſes Motiv ſcheint für ähnliche Zeichnungen beim 
Unterdruck der Wechſel- und Anweiſungsblaukette maßgebend geworden 
zu ſein. 

Es gibt ſolche Blankette auch in italieniſcher Sprache, ohne daß 
die Daten ihrer Inverſchleißſetzung mangels erfolgter Verlautbarung an— 
gegeben werden könnten. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mlittheilungen aus der Praxis. 


Eutſcheidung des Reichsgerichtes über die Frage der Abgrenzung 
zwiſchen Städte und Landgemeindewählern im Bereiche der Orts- 
gemeinde Sachſenfeld mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 8 7, 
Alinea 3 der Reichsrathswahlorduung und des Steiermärkischen 
Landesgeſetzes vom 1, December 1868, L. G. Bl. Nr. 35. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 15. Jänner 1898 ge— 
pflozenen öffentlichen Verhandlung über die von Matthias Cokan und 
Genoſſen durch Dr. Johann Decko sub praes. 22. März 1897, 
3. 56 R. G., eingebrachte Beſchwerde wegen Verletzung des durch die Ver: 
faſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes der Wahl zum Reichsrathe zu 
Recht erkannt: Durch die Entſcheidung des k. k. Bezirkshauptmanunes in 
Cillt vom 11. März 1897, 3. 11.237, beziehungsweiſe durch die mit 
derſelben verfügte Streichung der Beſchwerdeführer, d. i. des Matthias 
Cokan, Georg Cokan, Florian Cvikl, Karl Cvikl, Jakob Delakorda, 
Franz Flis, Joſef Farénik, Auguſt Holobar, Johann Hockevar, Franz 
Janezié, Joſef Jost, Martin Kuder, Jakob Korent, Johann Korent, 


Johann Kunſt, Andreas Kralj, Jakob Kunſt, Anton Krajsek, Franz Korent, 
Joſef Kondan, Bartholomäus Lipovsek, Matthias Mezuer, Franz Naraks, 
Anton Oblak, Simon Pinter, Andreas Pikl, Franz Paradiz, Michael 
Pernovsek, Anton Radié, Anton Seme, Leopold Tratnik, Andreas 
Zagode, Franz Zagode und Joſef Zager aus der Reichsrathswählerliſte 
des Marktes Sachſeufeld hat eine Verletzung des durch die Virfaſſung 
gewährleiſteten politiſchen Rechtes der Wahl zum Reichsrathe nicht 
ſtaltgefunden. 

Gründe: Mit der angefochtenen Entſcheidung des k. k. Bezirks— 
hauptmannes in Cilli wurden unter anderem die obgenannten 34 Be— 
ſchwerdeführer auf Grund des § 26 der Reichsrathswahlordnung von 
amtswegen aus der Reichsrathswählerliſte des Marktes Sachſenfeld 
geſtrichen, da dieſe Wähler in den Ortſchaften Vrbje (Felberndorf), 
Zgornja und Spodnja Loznica (Ober- und Unter-Loſchnitz) wohnhaft, 
und ſomit nach § 9 Reichsrathswahlordnung, beziehungsweiſe § 12 
Landtagswahlorduung und Art. 1 des Geſetzes vom 1. December 1868, 
L. G. Bl. Nr. 35, Landgemeindewähler ſeien. 

Gegen dieſe im adminiſtrativen Inſtanzenzuge nicht aufechtbare 
Eulſcheidung wird vor dem k. k. Reichsgerichte Beſchwerde geführt, und 
zwar mit folgender Begründung: 

Mit der Privilegiumsurkunde vom 19. November 1586 ſeien die 
Grenzen des Marktes Sachſenfeld genau beſtimmt worden, und zwar 
derart, daß die Grenzen des Marktes beginnend zu Sachſenfeld: „So 
ſich anhekt zu Sachſenfeld am oberen Thor neben dem Pfarrhof unter 
der Freyung, und gehet auf nach halber Straßen an Saunger und 
Cillier Landgericht au ein Lacken und an den Weg, fo gegen den Dorf 
Felderndorf geht, mitten durch gemelten Dorf an das Waſſer 
gegen Greißweg und hinab nach der Sann gegen Dobriſchendorf an 
eine Huben, fo dem Nenhauſer zugehört, unterhalb au den Graben 
daſelbſt, ſo ein großer Fichtenbaum geſtanden. Von dannen grad auf über 
das Feld aus über das Waſſer Loſchnitz, von dannen oberhalb Gotſch— 
muſche auf ein Pehl Verſchitz aus Cillier Gericht und daſelbſt mit der 
obern Seile ab durch das Holz des Bon Thoung Huben auf das Dorf 
Podwin aus Saanegger Gericht auf die alte Markt- oder Stadtmauern 
zu Sachſenfeld wiederum zu dem obgemelten Thor unter der Freyung 
und auf die halbe Straßen, wiederum verueuern.“ Durch dieſe 
Privilegiumsurkunde ſeien demnach die Grenzen des Marktes derart 
fixirt, daß das halbe Dorf Felberndorf (Brbje), ſowie die Ortſchaft 
Loznie zum Markte zugeſchlagen und daß den Bewohnern, beziehungs⸗ 
weiſe Grundſtücken innerhalb dieſes Marltgebietes die Rechte der Markt⸗ 
bewohner verliehen wurden. Die Beſchwerdeführer wohnen nun innerhalb 
des ſo fixirten Marktgebietes und zahlen alle von Grundſtücken, welche 
innerhalb der Grenzen dieſes Gebietes gelegen ſind, eine Steuerſchuldigkeit 
von über 5 fl. Es ſei nun allerdings ſpäter einmal noch ein Theil 
nämlich der Reſt) von Felberndorf mit dem Markte Sachſenfeld zu einer 
(politiſchen) Ortsgemeinde vereinigt worden. Die Bewohuer dieſes 
Theiles von Felberndorf, welchen niemals Marktrechte verliehen worden 
waren, haben nach dem von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Cilli citirten 
Geſetze das Wahlrecht in der Städtegruppe allerdings nicht, ſondern ſie 
wählen als Landgemeinden. Dies berühre aber die Beſchwerdeführer 
nicht, welche ſämmtlich im Gebiete des alten Marktes nach dem Umfange 
vom Jahre 1586 wohnen. Die Zugehörigkeit zum Markigebiete hänge 
nur von der Lage der Häuſer innerhalb des mit der Privilegiums 
urkunde abgegrenzten Territoriums ab und werde auch dadurch nicht 
beeinträchtigt, daß nicht ſämmtliche Häuſer geſchloſſen aneinander gebaut 
ſeien, wie das Beiſpiel von Cilli zeige. Durch die Streichung ſeien die 
Beſchwerdeführer in dem ihnen zuſtehenden Reichsrathswahlrechte in der 
Städtegruppe, und zwar im Markte Sachjenfeld verletzt. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung am 6. Juli 1897 machte der 
Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern geltend, daß durch die 
citirte Urkunde wohl die Gemarkung des Marktes Sachſenfeld, nicht 
aber die Grenzen der Ortſchaft ſelbſt feſigeſtellt worden ſeien, und daß 
ſich der Bezirkshauptmann an den factiſchen Staud gehalten habe, nach 
welchem eben neben dem Markte Sachſenfeld die Dörſer Felberndorf, 
Ober⸗Loſchnitz und Unter-Loſchnitz beſtehen. 

Der Vertreter der Beſchwerde legte eine kartographiſche Dar— 
ſtellung vor; das roth Bezeichnete ſtelle den alten Markt Sachſenfeld 
dar, das blau Bezeichnete das ſpäter Dazugekommene. 

Auf Grund des vom k. k. Reichsgerichte am 6. Juli 1897 ge⸗ 
faßten Beſchluſſes, die Fortſetzung der Verhandlung über die vorliegende 
Beſchwerde zum Zwecke weiterer Erhebungen und Erörterungen zu ver— 
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tagen, wurde zunächſt das k. k. Miniſterium des Innern um Erhebungen 
über folgende Fragepunkte erſucht: 1. Enthält die mit der Beſchwerde 
vorgelegte Marktprivilegiumsurkunde vom 19. November 1586 das 
gegenwärtig für Sachſenfeld geltende Marktprivilegimm? 2. Umfaßt die 
mit dem Marktprivilegium ausgeſtattete örtliche Gemeinſchaft Sachſeufeld 
die ganze Ortsgemeinde Sachſenfeld oder nur einen Theil derſelben und 
welchen? 3. Iſt insbeſondere die von dem Vertreter der Partei bei 


der mündlichen Verhandlung am 6. Juli 1897 eingelegte kartographiſche 


Darſtellung richtig, wonach die mit rother Farbe begrenzte Fläche den 
Umfang des alten Marktes und die mit blauer Farbe begrenzte Fläche 
den Umfang der ſpäter dazugekommenen Gemeindetheile von Sachſenfeld 
darſtellen ſoll? 

Für den Fall eines Unterſchiedes von Markt und Ortsgemeinde 
Sachſenfeld wurden au das k. k. Miniſterium des Innern noch folgende 
Fragen geſtellt: 4. Sind die 34 Beſchwerdeführer Einwohner des 
Marktes Sachſenfeld und liegt die Steuerbaſis der von ihnen ent 
richteten landesfürſtlichen directen Steuer in dieſem Markte? 5. Ju 
welchem Umſange hat Sachſenfeld ſeit der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 
1. December 1868, R. G. Bl. Nr. 35, an den Landtagswahlen in der 
Wählerclaſſe der Städte und Märkte und in welchem Umfange ſeit 
1873 an deu Reichsrathswahlen in der Wählerclaſſe der Städte theil— 
geuommen? 

Da bis anfangs December 1897 das Reſultat dieſer Erhebungen 
noch nicht vorlag, ſo wurde am 2. December 1897 auch an den ſteier 
märkiſchen Landesausſchuß das Erſuchen um Auskunft über jene von 
den vorſtehenden Fragen gerichtet, welche ſich ohne die Proceßbehelfe 
beantworten laſſen. 

Am 7. December 1897 langte im Wege des k. k. Miniſteriums 
des Innern der Bericht des k. k. Bezirkshauptmaunes in Cilli ein, 
welcher die Fragen beantwortet wie folgt: 1. Die mit der Beſchwerde des 
Matthias Cokan und Genoſſen vorgelegte Marklprivilegiumsurkunde 
vom 19. Noveinber 1586 enthält das noch gegenwärtig für Sachſeufeld 
geltende Marktgemeindeprivilegium, weil die Ertheilung eines ſpäteren 
Marktprivileziums an Sachſenfeld nach den gepflogenen Erhebungen 
nicht nachweisbar iſt. 2. Die mit dem Marktgemeindeprivilegium aus 
geſtattete örtliche Gemeinſchaft Sachſenfeld umfaßt nicht die ganze Orts⸗ 
gemeinde Sachſenfeld, ſondern nur einen Theil derſelben. 3. Welchen 
Theil der Ortsgemeinde Sachſenfeld die im Marktprivilegium um— 
ſchriebene örtliche Gemeinſchaft Sachſenfeld umfaßt, beziehungsweiſe ob 
die vom Vertreter der Beſchwerdeführer vorgelegte) kartographiſche 
Darſtellung — wonach die mit rother Farbe begrenzte Fläche der 
Umſang des alten Marktes und die mit blauer Farbe begrenzte Fläche den 
Umſang der ſpäter dazugekommenen Gemeindetheile von Sachſenſeld 
darſtellen ſoll — richtig it, dürfte ſich mit einer jeden Zweifel aus— 
ſchließenden Präciſion überhaupt nicht mehr feſtſtelleu laſſen. Jedenfalls 
aber könnte eine zuverläſſige Beantwortung der unter 2 und 3 geſtellten 
Fragen nur nach gründlichen, zum Theil an Ort und Stelle zu pflegenden 
kritiſchen Studien von einem mit der Orts- und Rechtsgeſchichte Steier- 
marks vollkommen vertrauten Hiſtoriker erfolgen. Die mehrerwähnte 
Privilegiumsurkunde vom Jahre 1586 beſchreibt als Grenzen des alten 
Marktgebietes außer dem Sannfluſſe, dem Loſchnitzbache und den darin 
bezeichneten Straßen und Wegen auch mehrere Objecte, welche heute 
nicht mehr beſtehen und deren Platz gegenwärtig entweder gar nicht 
mehr, oder, wie oben erwähnt, nur auf Grund von eingehenden 
hiſtoriſch-kritiſchen und auch localen Erhebungen feſtzuſtellen fein wird. 
Zu dieſen Objecten gehören die in der fraglichen Urkunde erwähnten 
„Lacken“, die „Huben, ſo dem Neuhauſer zugehört“, der „Graben 
daſelbſt, ſo ein großer Feichtenbaum geſtanden“, „Gotſcheuſche“, das 
„Holz des Bonn Thoung Huben“ u. ſ. w. Endlich iſt nicht ausge 
ſchloſſen, daß die in der Urkunde als Grenzen bezeichneten Straßen 
und Wege im Laufe der ſeither verfloſſenen 3 Jahrhunderte verlegt worden 
ſind. Sicher iſt es, daß der Sannfluß und der Loſchnitzbach ihr Bett 
in dem genannten Zeitraume geändert haben. Da nach dem Vor— 
ſtehenden die Grenzen der örtlichen Gemeinſchaft Sachſenfeld, wie die- 
ſelben in der Urkunde vom Jahre 1586 beſchrieben ſind, gegenwärtig 
nicht mehr nachweisbar ſein dürften, ſo erſcheint es auch ungewiß, ob 
der Beſitz des Matthias Cokan und Genoſſen ganz oder theilweiſe in 
oder außerhalb jener Grenzen ſich befindet. 4. Die 34 Beſchwerdeführer 
ſind Einwohner der Ortsgemeinde Sachſenfeld, und zwar der Ortſchaften 
Felberndorf und Ober- und Unter Loſchnitz. In den Ortſchaften Felbern— 
dorf, Ober- und Uuter⸗Loſchnitz liegt auch die Steuerbaſis der von den 
oberwähnten 34 Beſitzern entrichteten landesfürſtlichen Steuern. 5. Die 


Gemeinde Sachſenfeld hat feit der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 
1. December 1868, L. G. Bl. Nr. 35, an den Landtagswahlen in der 
Wählerclaſſe der Städte und Märkte und ſeit 1873 an den Reichsraths⸗ 
wahlen in der Wählerclaſſe der Städte in demſelben Umfange theil⸗ 
genommen, wie derſelbe mit der in Beſchwerde gezogenen bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Entſcheidung vom 11. März 1897, 3. 11.237, 
ucnulich mit Ausſchluß der Ortſchaften Felberudorf, Ober- und Unter⸗ 
Loſchuitz fixirt worden iſt. 5 

Dieſem Berichte liegen zwei von der Bezirkshauptmannſchaft ein⸗ 
geholte Aeußerungen des ſteiermärkiſchen Landesarchives bei, welche wie folgt 
lauten: Aeußeru ng J vom 6. October 1897: 1. Hält das Landesarchiv 
das dem Markte Sachſenfeld 1586, 19. November, ertheilte Privileg 
noch für heute geltend, wenn nicht durch die Geſetzgebung der ſpäteren 
Zeit einzelne Nechtsſätze in dem genannten Privilegium aufgehoben 
wurden oder eine Erweiterung desſelben nach einer anderen Richtung 
hin ftattgefunden hat. Ob und wann dieſe Fälle eingetreten, ſteht außer⸗ 
halb der Beurtheilung des Landesarchives. 2. Der im genannten Privi— 
legium bezeichnete Burgfried fällt mit dem heutigen Ortsgemeindegebieie 
zuſammen, ausgenommen des weſtlichen Theiles, welcher auf der 
Specialkarte blau ſchraffirt erſcheint, mit welchem erſt ſpäter das alte 
Burgfriedgebiet zur Ortsgemeinde erweitert wurde. 3. Die Ein— 
zeichnung in dieſer Karte iſt ſomit eine vollkommen richtige. Aeußerung I 
vom 2. November 1897. Ad 1. Das Archiv beſitzt in feinen Beſtänden 
kein weiteres Marktprivileg für Sachfenfeld. Einer Notiz vom Jahre 1843 
nach iſt das Marktarchiv zugrunde gegangen. Ad 2. Dazu iſt vor 
allem zu bemerken, daß Reductionen von alten Burgfrieds- oder Land⸗ 
gerichts-Beſchreibungen auf der Specialkarte niemals in dem Maße her- 
geſtellt werden können, daß der Reducirende für die unbedingte Richtig— 
keit der reconſtrnirten Grenzlinie einſtehen kann, und namentlich dann, 
wenn demſelben nur die Specialfarte, nicht aber eine perſönliche Kenntniß 
der Gegend zugebote ſteht. Es iſt daher durchaus nicht ausgeſchloſſen, 
daß jene in der Karte gegebene Burgfriedsgrenzlinie von Sachſenfeld 
in manchen Punkten um 10 bis vielleicht auch 200 Meter entweder 
nach Oſten oder Weſten ſich verſchieben läßt, da die Angaben von 1586 
nur allgemein gehalten erſcheinen. Die Grenzen des alten Sachſenfelder 
Burgfrieds laſſen ſich nur verfolgen: vom Markte, und zwar vom' oberen 
Thore lauft die Grenze an die Landſtraße bis an den Weg, welcher 
gegen Felberndorf führt. Die Einmündung dieſes Weges in die Land— 
ſtraße iſt nun allerdings fraglich, es dürfte aber wohl jener Weg ge— 
meint fein, welcher ſ.⸗ö. von Höhencote 264 direct ſüdlich gegen Felbern— 
dorf führt. Längs dieſes Weges mitten durch das Dorf bis an die Sann 
gegen Greißweg (Greis) geht der weitere Grenzzug. Es liegt nun ſehr 
nahe und iſt als wahrſcheinlich anzunehmen, daß derſelbe öſtlich der 
Serjup- Mühle, ſüdlich der Höhencöte 260 in die Sann mündet. Die 
weitere Grenzbeſchreibung von 1586 ſagt: Von da ab längs der Sann 
gegen Dobriſchendorf an eine, uns natürlich unbekannte Hube der 
Herren v. Neuhaus bis zu einem Fichtenbaum u. ſ. w. über das Waſſer 
Loſchnitz .. . Gotſchunſche (wohl Kuſche n.⸗6. Sachſenfeld) . . . Pichl ... 
Verſchitz (Piereſchitz?) . Bon Thounghueben, Dorf Podwin n. w. 
Sachſenfeld) . . . Friedhof von Sachfenfeld. Nach dieſer Direction läßt 
ſich natürlich eine ſichere Grenzlinie nicht angeben; da hat als Hilfs— 
mittel die Keuntniß von dem öfteren Zuſammenfallen der heutigen Orts— 
gemeindegrenzen mit den alten Landgerichts- und Burgfriedsberainungen 
einzutreten. Und thatſächlich liegen die wenigen reducirbaren Punkte an 
der heutigen Ortsgemeindegrenze, ſo daß man mit größter Wahrſchein— 
lichkeit ein Zuſammenfallen der beiden Grenzlinien annehmen kann. Das 
Landesarchiv kann demnach nur wiederholen, daß der blau ſchraffirte 
Theil der heutigen Gemeinde Sachſenfeld nicht zum alten Burgfried ge 
hörte und daß die weſtliche Grenzlinie (von der Landſtraße ſüdwärts 
gegen die San) im allgemeinen richtig (auf der Karle mit rother Tinte 
gezogen) iſt. 

Der ſteiermärkiſche Landesausſchuß hat ſich in feiner am 5. Jänner 
1898 eingelangten Note lediglich auf die vorſtehenden zwei Aeußerungen 
des Landesarchives bezogen und die Yandtagswahlliften von Markt, be— 
ziehungsweiſe Umgebung Sachſenfeld aus den Jahren 1890, 1893 und 
1896 mitgetheilt. 

Bei der heutigen Verhandlung hat der Vertreter des k. k. Mini— 
ſteriums des Innern im weſentlichen das bei der Verhandlung am 
6. Juli 1897 Vorgebrachte wiederholt nud hervorgehoben, daß auch durch 
die Aeußerungen des ſteiermärkiſchen Laudesausſchufſes nicht nachgewieſen 
ſei, daß den Beſchwerdeführern das Wahlrecht in der Wählerclaſſe der 
Städte zuſtehe. Die angefochtene Verfügung des k. k. Bezirkshauptmannes 


in Cilti ſtehe mit der bisherigen Uebung im Einklange, weshalb un Ab— 
weiſung der Beſchwerde gebeten werde. 

Der Vertreter der Beſchwerdeführer erwiderte hierauf, die karko 
graphiſche Darſtellung des Umfanges des Marktgebietes beruhe auf der 
durch Grenzbegehungen wach erhaltenen Kenntniß der Inſaſſen und die 
Zugehörigkeit der Beſchwerdeführer werde durch die — vorgelegte — Be— 
ſtätigung des Gemeindeamtes nachgewieſen. Daß die Beſchwerdeführer 
bei der letzten Reichsrathswahl als Wähler in der Wählerelaſſe der 
Städte eingetragen wurden, beruht darauf, daß der nene Gemeinde— 
ſecretär das mehrfach citirte Marktprivilegium berückſichtigte. Hierin 
finde die Beſchwerde ihre volle Begründung. 

Das k. k. Reichsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von nach 
ſtehenden Erwägungen aus: Nach 87T, Al. 3 der Reichsrathswahl 
ordnung vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 41, und Geſetz vom 
4. October 1882, R. G. Bl. Nr. 142, haben wohl in der Regel dann, 
wenn mit Orten, die in ſtädtiſche Wahlbezirke eingereiht ſind, andere 
Ortſchaften zu einer Ortsgemeinde vereinigt ſind, die Wahlberechtigten 
der ganzen Ortsgemeinde in der Wählerclaſſe der Städte zu 
wählen. 

In Ländern jedoch, wo ausnahmsweiſe bei den Landtagswahlen 
in ſolchen Ortsgemeinden die bei Feſtſetzung des Wahlbezirkes genannten 
Orte für ſich allein in der Wählerclaſſe der Städte und die übrigen 
Ortſchaften der Ortsgemeinde in der Wählerclaſſe der Landgemeinden 
wählen, hat dies bei den Wahlen für den Reichsrath gleichfalls zu gelten. 

Dies trifft im vorliegenden Falle gemäß Art. J und II des ſteier— 
märkiſchen Landesgeſetzes vom 1. December 1868, L. G. Bl. Nr. 35, zu. 

Zur Theilnahme an der Reichsrathswahl im Wahlbezirke der 
Städte und Märkte Cilli, Sachſenfeld u. ſ. w. ſind ſonach nur jene 
Wähler berechtigt, welche im Markte Sachſenfeld, das iſt in der durch 
das mehrfach erwähnte Marktprivilegium vom Jahre 1586 begrenzten 
(hiſtoriſchen) Ortsgemeinſchaft wohnen, beziehungsweiſe von ihrem inner— 
halb dieſes Umfanges gelegenen Beſitze Steuern entrichten. 

Der Umfang des Marktes Sachſeufeld in dieſem — hiſtoriſchen 
Sinne läßt ſich nun, wie dies die k. k. Bezirkshauplmannſchaſt Cilli 
geltend macht, dermal mit voller Verläßlichkeit nicht ſicherſtellen, da es 
an ausreichenden feſten Anhaltspunkten zur Beſtimmung der in der 
Privilegimnsurkunde vom Jahre 1586 angegebenen Grenzen gebricht, in 
welcher Beziehung es wohl genügt hervorzuheben, wie mannigfaltigen 
Veränderungen Fluß- und Bachläufe und insbeſondere Straßen und 
Wege innerhalb eines Zeitraumes von mehr als drei Jahrhunderten 
unterliegen. 

Das k. k. Reichsgericht vermochte daher die Ueberzeugung nicht zu 
gewinnen, daß die Beſitzſtände der Beſchwerdeführer innerhalb des Ge— 
bietes des Marktes Sachſenfeld liegen, zumal diesfalls die einſeitige 
Beſtätigung des Gemeindeamtes Sachſenfeld nicht in Betracht kommt, 
und ferner zu beachten iſt, daß nach der Beſtätigung der k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft Cilli die Gemeinde Sachſenfeld an den Landtags- und 
Reichsrathswahlen in der Wählerclaſſe der Städte und Märkke ſeither 
mit Ausſchluß der Ortſchaften Felberndorf, Ober- und Unter⸗-Voſchnitz 
theilgenommen hat, wie diesbezüglich der Landtagswahlen auch aus den 
vom ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſe mitgetheilten Wählerliſten hervor 
geht, wie denn die Beſchwerdeführer ſelbſt nicht behaupten, an einer 
Landlags- oder Reichsrathswahl in der Wählerclaſſe der Städte und 
Märkte (Cilli, Sachſenſeld u. ſ. w.) theilgenounnen zu haben, vielmehr 
geltend machen, erſt in neuerer Zeit durch Nachforſchungen in die Kenntniß 
von dem ihnen zuftehenden, nun augeſprochenen Rechte, in dieſer Wähler 
claſſe zu wählen, gelaugt zu ſein. 

Werden dieſe Umſtände, ſowie weiter erwogen, daß nach Ausweis 
des Ortsrepertoriums für Steiermark die Ortsgemeinde Sachſenfeld aus 
dem Markte Sachſenfeld und den Dörfer n Felberndorf, Ober- und 
Unter-Loſchnitz beſteht, fo vermag es nicht als ungerechtfertigt angeſehen 
zu werden, wenn der k. k. Bezirkshauptmann in Cilli, da er ja nach 
den eigenen Anführungen der Beſchwerdeführer in jedem Falle die Orts- 
gemeinde Sachſenfeld zu Wahlzwecken in zwei Theile theilen mußte, an 
dem bisherigen Vorgange feſthielt und die Wahlberechtigung in der 
Wählerclaſſe der Städte auf die im Orte (Markte) Sachſenfeld ſelbſt 
wohnhaften Wähler beſchränkte. 

Demgemäß iſt die vorliegende Beſchwerde nicht zur Berückſichtigung 
geeignet. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 15. Jänner 1898, 3. 437 ex 1897. 


Zur Ausübung des Predigeramtes, Spendung der heil. Sacrameute 

der Buße und des Altars und zur Pflege und Leitung von Andachts⸗ 

übungen überhaupt eutſendete geiſtliche Miſſionen ſind im Sinne 

ſtrafgeſetzlichen Schutzes eine Einrichtung der katholiſchen Kirche. 
(S 303 St. G.) 


Joſef B. wurde zur Zeit der Anweſenheit einer geiſtlichen Miſſion 
iu Dolau von feiner Gattin im Wirthshauſe aufgefucht und zur Heimkehr 
aufgefordert, damit er ſich für den folgenden Tag zur Ablegung der 
Beichte vorbereite. Er erwiderte dieſe Aufforderung mit einer vor 
mehreren Perſonen vorgebrachten unflätigen Aeußerung, welche wider das 
Wirken der Miſſionsprieſter gerichtet war. Das Urtheil des Kreisgerichtes 
in Pilſen vom 25. Auguſt 1897, Z. 4832, ſpricht ihn deshalb des im 
s 303 St. G. bezeichneten Vergehens ſchuldig. Die Nichtigkeitsbeſchwerde 
des Verurtheilten fand der Caſſationshof mit Entſcheidung vom 4. De— 
cember 1897, Z. 12.668, zu verwerfen. 

Gründe: Die Nichtigkeitsbeſchwerde erweist ſich als unhaltbar. 
Das Erkenntnißgericht hat in freier Beweiswürdigung nach SS 258 und 
288, Z. 3 St. P. O. unanfechtbar feſtgeſtellt, daß der Angeklagte bei 
der im Urtheile wörtlich wiedergegebenen Beſchimpfung der nach Dolan 
entſendeten Miſſionäre die Abſicht verfolgt habe, Gebräuche und Ein— 
richtungen der katholiſchen Kirche herabzuwürdigen. Zu dieſer Ueberzeugung 
gelangte es aus Nebenumſtänden, von welchen die unſlätigen Worte des 
Angeklagten begleitet waren, insbeſondere aus ihrem Zuſammenhange mit 
der an ihn ergangenen Aufforderung ſeiner Ehefrau, er möge ſich zur 
Beichte vorbereiten. Eben dieſer Zuſammenhang zeigt aber, daß mit der 
beanſtändeten Aeußerung die gottesdienſtliche Thätigkeit der Miſſionsprieſter, 
alſo eine kirchliche Einrichtung), und nicht lediglich die Perſönlichkeit 
der Prieſter herabgewürdigt werden ſollte. Daß die Aeußerung angeblich 
nur ein Scherz geweſen ſei, vermag ihr die Strafbarkeit nicht zu be- 
nehmen, weil ſie auch dann eine Herabwürdigung der kirchlichen Ein- 
richtung bethätigen würde. Der Ausſpruch des Erkenntnißgerichtes, daß 
ſich der Angeklagte die Herabwürdigung einer Einrichtung der katholiſchen 
Kirche zu ſchulden kommen ließ und hiedurch das im § 303 St. G. 
bezeichnete Vergehen gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung beging, 
ſtellt ſich demnach keineswegs als rechtsirrthümlich dar und die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde war daher zu verwerfen. 


Notiz. 


(Ein Automat zur Recommandirung von Briefen) Die in 
New⸗Pork erſcheinende Zeitung „The Sun“ bringt die Nachricht, daß von der 
amerikanischen Poſtverwaltung eine Maſchine, welche die Annahme von Einſchreib— 
briefen ſelbſtthätig bewirkt, verſuchsweiſe in Betrieb geſetzt worden iſt. Dieſe 
Maſchine, „the Di Brazzä Letter egistering Box“, iſt nach Art der Automaten 
eingerichtet und ähnelt in Form und Größe einem Stehpult. Wird das die 
Poſtgebühr darſtellende Geldſtück in den Automaten geworfen, ſo tritt auf der 
Schreibplatte ein Blatt Papier hervor, auf welches der Einlieferer die Adreſſe 
der Sendung niederzuſchreiben hat. Alsdann werden mehrere Hebelbewegungen 
ausgeführt, worauf ſich der Briefeinwurf öffnet und, ſobald der Brief in das 
Junere der Maſchine gelangt iſt, wieder ſchließt; ferner verſchwindet das Blatt 
mit der Adreſſe und es tritt eine für den Abſender beſtimmte Empfangs⸗ 
beſcheinigung hervor, die außer einer Copie der Adreſſe Angaben enthält über: 
Poſtbezirk, Nummer der Maſchine, Stunde der nächſten Einſammlung und 
Datum, und welche auch die Nummer bezeichnet, womit der Einſchreibbrief bedruckt 
worden iſt. Dieſe Leerung der Maſchine erfolgt mittelſt eines Sammelſackes, 
welcher derart beſchaffen iſt, daß der leerende Unterbeamte au den Juhalt nicht 
gelangen kann; außerdem iſt der Sack ſo eingerichtet, daß die Einſchreibbriefe, 
die Blätter mit den Adreſſen und die eingeworfenen Münzen in beſondere Ab: 
theilungen des Sackes fallen“ Der Erfinder hat die Verwendung der Automaten 
ſich ſo gedacht, daß ſie nicht nur in den Schalterräumen der Poſtanſtalten, 
ſondern vorzugsweiſe an anderen Platzen aufgeſtellt werden, um dem Publicum 
den Weg zur Poſtanſtalt zu erſparen. 


Daß die Entſendung vor Mifftonen eine Einrichtung der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche bilde, kann nicht bezweifelt werden. Sie iſt ein Ausfluß des 
kirchlichen Magiſteriums, welches an die Aeußerung Chriſti anknüpft: „Gehet 
hin und lehret alle Völker der Welt!“ Das Miſſionsweſen erfüllt ſomit kirchliche 
Zwecke, es ſoll die Extenſität und die Intenſität des Glaubens fördern und die 
Ideen der Kirche propagiren. Die „missio“ hängt daher mit dem organiſchen 
Weſen der Kirche zuſammen; ſie iſt eine Bethätigung des kirchlichen Lebens, eine 
Verkörperung der religiöſen Gedanken der Kirche als ſolcher und darum eine 
Einrichtung derſelben. Wenn alſo Angeklagter, wie das Urtheil feſtſtellt, die un⸗ 
flätige Meußerung mit Bezug auf die kirchliche Thätigkeit der vom Ordinariate 
nach Dolan entſendeten Miſſionäre vorbrachte, ſo liegt in derſelben allerdings 
eine Herabwürdigung des kirchlichen Inſtitutes der Miſſion ſelbſt. (Ausführung 
des Vertreters der Generalprocuratur in der Caſſations⸗Verhandlung.) 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes aus- 
gezeichneten Statthaltereirathe bei der Statthalterei in Trieſt Johann Ritter 
Vintſchgau von Altenbergund Hohenhans anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit bekanntgeben laſſen. \ 

„Se. Majeſtät haben den Privatdocenten an der Univerſität in Wien 
Dr. Max Eugen Burckhard zum Rathe des Verwaltungs⸗Gerichtshofes ernannt. 
g Se Majeſtat haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes be: 
kleideten Gewerbe-Oberinſpector Ingenieur Fz. Klein zum Hofrathe und Central— 
Gewerbe⸗Inſpector ernannt. E 

Se. Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Dr. Alfred Ebenhoch 
zum Landeshauptmanne für Oeſterreich ob der Enns ernannt 

Se. Majeſtät haben dem Geſandtſchafts⸗Attache Alex. Grafen Eſterh 1 
v. Galantha-Forchtenſtein das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landesausſchuß Beiſitzer Karl Adamek in Prag 
und dem Gemeindevorſteher Wenzel Janda in Budohoſtitz den Orden der eiſernen 
Krone III. Claſſe taxfrei verliehen. i 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel eines Viceconſuls bekleideten Kanzlei: 
rathe Fz. Deitl das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens und dem Kanzlei⸗ 
ſecretär Oskar Buſch das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Zoll⸗Oberamtsofficiale Edwin Gayer und 
Napoleon Eccheli zu Zoll⸗Oberamtscontroloren in der VIII. Rangsclaſſe beim 
Hauptzollamte in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Tabakfabrik in Laudskron 
Joh. Nalevka zum Director der Tabakfabrik in Piſek und den Controlor der 
ee in Zwittan Ignaz Portſch zum Director der Tabakfabrik in Tachau 
ernaunt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗Inſpeckionsadjuncten Auguſt Guzelj 
zum Forſt-⸗Juſpectionscommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt-Inſpectionsadjuncten Anton Wim⸗ 
berger zum Forſt-Juſpectionscommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗Inſpectionsadjuncten Joh. Kolck zum 
Forſt⸗Inſpectionscommiſſär ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Kanzleioffieiale Adolf Pasker und Joſef 
Klausner zu Hilfsämter⸗Directionsadjuncten, ferner den Kanzliſten Joſef 
Stelzer zum Kanzleiofficial ernannt. 

Das Präſidium der n. 5. Finanz⸗Landesdirection hat den Aſſiſtenten der 
techniſchen Finanzcontrole in Mähren Karl Koſtansky und den Aſſiſtenten 
Joſef Rausar zu Adjuncten der techniſchen Finanzeontrole in der X. Rangs⸗ 
claſſe ernannt. 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat die Rechnungsofficiale 
Iz. Wolf, Joſef Balecakik, Karl Kapeller und Wenzel Bousek zu Rechnungs⸗ 
revidenten, die Rechuungsaſſiſtenten Heinrich Sklenarx, Andr. Muska, Karl 
Weinlich, Rupert Pflanzer, Rudolf Ritter Korytko v. Jelita und Ernſt 
Rotter zu Rechnungsofficialen, die Rechnungspraktikanten Alois Pohl, Alfred 
Oſchtzadal Edlen v. Miraberg, Fdch. Tſchörch, Eduard Rudroff, 
Wilh. Lodahl, Fz. Smejkal, Heinr. Geriſch, Alfred Engler, Ferdinand 
Podhradecky und Otto Harbich zu Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat den Controlor 
Minodor v. Janosz zum Verwalter, die Officiale Fz. Bohasek und Adolf 
Roth zu Controloren, die Aſſiſtenten Otto Conradi, Eduard Melzer und 
Anton Wandl zu Officialen, endlich die Finanzwach⸗Reſpicienten Joh. Eitner, 
Joſef Schwarz, Emil Küchler und Wilh. Wyroubal zu Aſſiſtenten bei den 
Verzehrungsſteuer-Linienämtern Wiens ernannt. 


Erledigungen. 


Aſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe beim Tabakhauptmagazin 
in Wien, dann bei den Tabakverſchleißmagazinen in Graz, Prag, Brünn, 
Olmütz und Lemberg bis 25. Mai. (Amtsblakt Nr. 104.) 

Finanz⸗Conceptsadjunctenſtellen in der X. Diätenclaſſe mit 1100 fl. 
Gehalt und 200 fl. Zulagen, ferner mehrere Finanz- Conceptsprak⸗ 
tikantenſtellen mit je 800 fl. Adjutum bei der bosniſch-hercegoviniſchen 
Landesverwaltung. (Amtsblatt Nr. 105.) N . 

Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe beim k. k. Oberſten Rechnungs⸗ 
hofe bis 5. Juni. (Amtsblatt Nr. 106.) . 

1, eventuell 2 Bezirks⸗Thierarztes ſtellen in der XI. Rangsclaſſe, 
eventuell 1 oder 2 Beſchau⸗Thierarztesſtellen mit 600 fl. Remuneration 
jährlich in Galizien bis 20. Mai. (Amtsblatt Nr. 106.) ie * 

1 Haupt-Stenereinnehmersftelle bei der Finanz⸗Landesdirection in 
Wien in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 1 Hauptſteueramts⸗Controlors⸗ 
beziehungsweiſe 1 Steuereinnehmersſtelle in der IX. Rangsclaſſe, eventuell 
1 Steueramts⸗Controlors-, beziehungsweiſe mehrere Steneramts⸗ 
Officialsſtellen in der X. Rangsclaſſe, eventuell mehrere Adjunctenſtellen 
in der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis 10. Juni. (Amtsblatt Nr. 107) 

1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe mit Naturalwohnung, Brenn⸗ 
holz und Kohlenbezug und Salzdeputat gegen Caution bei der k. k. Salinen⸗ 
verwaltung in den Alpenländern mit dem eventuellen Dienſtorte Hallein bis 
5. Juni. (Amtsblatt Nr. 111.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniffen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 39 und 40 der Erkenntuiſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


